
 
 
 
Die Präsidentin 

 
 
 
 
 
 
 

 
 

 

Rahmen-Dienstvereinbarung  
zur Einführung, Anwendung und 
Änderung der integrierten SAP-
Systeme für den Regelbetrieb an der 
Humboldt-Universität zu Berlin 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Herausgeber: Die Präsidentin der Humboldt-Universität zu Berlin 
Unter den Linden 6, 10099 Berlin 

Nr. 10/2021 

Satz und Vertrieb: Abteilung Kommunikation, Marketing und 
Veranstaltungsmanagement 

30. Jahrgang/22. Januar 2021 

 
 

Amtliches Mitteilungsblatt 
 

 



 
 



Amtliches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universität zu Berlin Nr. 10/2021 

 3 

Rahmen-Dienstvereinbarung  
zur Einführung, Anwendung und Änderung der  
integrierten SAP-Systeme für den Regelbetrieb  
an der Humboldt-Universität zu Berlin 
 
Zwischen der Präsidentin der Humboldt-Universität 
zu Berlin und dem Gesamtpersonalrat an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin vertreten durch den Vor-
sitzenden wird folgende Dienstvereinbarung zur Ein-
führung, Anwendung und Änderung der integrierten 
SAP-Systeme für den Regelbetrieb an der Hum-
boldt-Universität zu Berlin (nachfolgend Dienststelle 
genannt) abgeschlossen.1 
 
 
Präambel 

Die Parteien wollen Regelungen bereitstellen, die bei 
den im Zusammenhang mit der Einführung, Anwen-
dung und Änderung der SAP-Systeme neben der 
Wirtschaftlichkeit, der Optimierung der Daten- und 
Servicequalität auch die Interessen der Beschäftig-
ten, die Mitwirkung der Personalvertretungen und 
die Interessen der Dienststelle berücksichtigen. 
Die Parteien handeln mit dem Willen, das Recht der 
Beschäftigten auf informationelle Selbstbestimmung 
zu achten, vor Missbrauch von erfassten und verar-
beiteten Daten zu schützen, die Qualifikation der Be-
schäftigten, die mit den SAP-Systemen arbeiten, zu 
sichern und zu erweitern sowie gesundheitliche Ge-
fahren von den Beschäftigten abzuwenden und 
Überforderungen zu vermeiden. 
Es besteht Einvernehmen, den Beschäftigten im Zu-
sammenhang mit dem Einsatz von SAP im Rahmen 
des organisatorisch und haushalterisch Möglichen 
zusätzliche Entwicklungsmöglichkeiten anzubieten. 
 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) Diese Dienstvereinbarung gilt für alle Dienst-
kräfte der Humboldt-Universität zu Berlin, die ge-
mäß § 3 Personalvertretungsgesetz vom Gesamt-
personalrat vertreten werden.  
 

§ 2 Zweckbestimmung/Zielsetzung 

(1) Diese Dienstvereinbarung regelt das Verfahren 
der personalvertretungsrechtlichen Mitbestimmung 
und beinhaltet das gemeinsame Verständnis der Be-
teiligung und Information für die Einführung, An-
wendung und die Änderung der SAP-Systeme an der 
Humboldt-Universität zu Berlin sowie in diesem Zu-
sammenhang weitere Handlungsbeziehungen zwi-
schen den Parteien. Auch hierfür gilt die IT-Rahmen-
dienstvereinbarung vom 19. November 2018 (Amt-
liches Mitteilungsblatt der Humboldt-Universität zu 
Berlin Nr. 111/2018). Die Beteiligten sind sich einig, 
dass die Regelungen der IT-Rahmendienstvereinba-
rung materiell im Zusammenhang mit dieser 

                                                      
1  Der Gesamtpersonalrat hat die Rahmen-Dienstverein- 
barung am 18.11.2020 und die Präsidentin am 7.12.2020 
unterzeichnet. 

Dienstvereinbarung weitergelten, wenn die IT-Rah-
mendienstvereinbarung endet und in dieser Dienst-
vereinbarung eine Bezugnahme erfolgt. 

 
(2) Die Dienststelle führt mit dem Projekt „humboldt 
gemeinsam“ eine umfangreiche SAP-Systemland-
schaft ein, die aus den Systemen gemäß Anla-
gen 3 a) bis d) besteht. Weiter hinzukommende Ein-
zelsysteme werden nach Maßgabe dieser Dienstver-
einbarung eingeführt. Mit dieser R-DV SAP werden 
die übergreifenden und für alle Systeme identischen 
Regelungen erfasst. In den Einzelsystemvereinba-
rungen werden dementsprechend die spezifischen, 
nur das jeweilige System betreffende Regelungen 
erfasst. 
 
(3) Die Systemlandschaft besteht in seiner Integra-
tion aus mehreren SAP-Systemen (gemäß Abs. 2). 
Bei einer Änderung der Systemlandschaft wird die 
dort genannte Anlage einvernehmlich geändert. 
Nach den derzeitigen Planungen und Vorbereitungen 
wird die SAP-Systemlandschaft die gemäß Abs. 2 
aufgeführten SAP-Systeme enthalten. Die erstma-
lige Einführung und Anwendung eines jeden SAP-
Systems ist erst nach Abschluss der entsprechenden 
Einzelsystemvereinbarung zulässig.  
 

§ 3 Grundsätze 

(1) Technische Grundsätze: Verweis auf Anlage 
09 Betriebskonzept 
 
(2) Begriffsbestimmungen: Verweis auf Anlage 
01/ Glossar  
 
(3) Positivprinzip: Art und Umfang der Verarbei-
tung von Beschäftigtendaten mit den SAP-Systemen 
sind abschließend in den Anlagen 03/04/05 doku-
mentiert. 
 
(4) Grundsätze für Zugriffsberechtigungen auf 
Beschäftigtendaten: Zugriffsberechtigungen wer-
den ausschließlich aufgaben-, funktions- und zweck-
gebunden an die für die jeweilige Verarbeitung der 
Daten zuständige Personen erteilt. (Anlage 06 Be-
rechtigungskonzept). 
 
(5) Grundsätze der Protokollierung: SAP stellt 
standardmäßig Protokollierungen zur Verfügung. In 
Anlage 17 wird geregelt welche Protokollierungen 
aktiviert werden. Diese sind nachrichtlich als Liste 
aufgeführt. Protokolle sind ein Jahr ab Protokollein-
trag verfügbar zu halten und danach zu löschen, so-
fern nicht abweichende gesetzliche Regelungen gel-
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ten. Gegebenenfalls werden abweichende Regelun-
gen in den jeweiligen Einzelsystemvereinbarungen 
getroffen. Zugriffsrechte auf die Protokolle müssen 
geregelt werden. Darüber hinaus gelten die Rege-
lungen des § 9 der IT-Rahmendienstvereinbarung. 
 
(6) Grundsätze der Datenmigration: Die in die 
SAP-Systeme zu migrierenden Daten und die dabei 
angewandten technischen Verfahren sind in Anlage 
12 Migrationskonzept vereinbart. 
 
(7) Grundsätze des Testmanagements: Rege-
lungen bei Neueinführung und Änderung sind in An-
lage 13 Testkonzept geregelt. 
 

§ 4 Datenschutz und Systemsicherheit 

Das Datenschutz- und das Sicherheitskonzept wer-
den nach der IT-Rahmendienstvereinbarung defi-
niert und als Anlage 07 und 10 dieser DV vereinbart; 
diese werden laufend fortgeschrieben. Sofern in 
Folge erheblich geänderter technischer Bedingungen 
Anpassungen notwendig werden, passen die Par-
teien diese Anlagen im erforderlichen Umfang an.  
 

§ 5 Auftragsverarbeitung/Dritte 

(1) Im Rahmen der Nutzung der SAP-Systeme wird 
es im Rahmen der Supportstrukturen zur Auf-
tragsverarbeitung kommen. Hierbei werden auch 
personenbezogene Daten von Beschäftigten der 
Humboldt-Universität zu Berlin verarbeitet. Die 
Dienststelle informiert den Gesamtpersonalrat über 
diesbezügliche Vorgänge und bietet dem GPR im 
Rahmen der Informationsrechte Einsicht in die dies-
bezüglichen Unterlagen an.  Für den Fall einer Auf-
tragsverarbeitung ist vertraglich zu regeln, dass so-
wohl die an der HU Berlin geltenden datenschutz-
rechtlichen Bestimmungen als auch die Beteili-
gungs- und Kontrollrechte des GPR nach dieser Rah-
men-DV und den Einzelsystemvereinbarungen ein-
gehalten werden, sofern Beschäftigte der HU betrof-
fen sind. 
 
(2) Aus den Regelungen muss erkennbar sein, für 
welche SAP IT- Verfahren welche Zugriffe zur Durch-
führung der Auftragsverarbeitung erforderlich sind. 
 
(3) Die vorgenannten Pflichten gelten auch, soweit 
der/die Auftragsverarbeiter*in sich zur Erfüllung sei-
ner/ihrer vertraglichen Pflichten weiterer Auf-
tragsverarbeiter*innen (Unterauftragsverarbeitung) 
bedient. 
 

§ 6 Ausschluss von Leistungs- und  
Verhaltenskontrolle 

Für den Ausschluss von Verhaltens- und Leistungs-
kontrollen gelten die §§ 3 und 4 der IT-Rahmen-
dienstvereinbarung. Die mit dem Gesamtpersonal-
rat vereinbarten Ausnahmen gemäß § 3 Abs. 1  
Satz 1 der IT-Rahmendienstvereinbarung sind in 
den jeweiligen Einzelsystemvereinbarungen zu do-
kumentieren. § 4 der IT-Rahmendienstvereinbarung 
bleibt unberührt. 
 
Protokollnotiz zu § 6: Eine Haftung für einfache Be-
dienfehler (einfache Fahrlässigkeit) erfolgt nicht. Die 
Beschäftigten werden im Zusammenhang mit dem 
einfachen Bedienfehler erneut geschult.  

§ 7 Ergonomie, Barrierefreiheit, Arbeits-
gestaltung und –organisation 

(1) Bei der Einführung, Anwendung und Änderung 
der SAP-Systeme wird darauf geachtet, dass die 
Software und ggf. Hardware dem anerkannten 
Stand arbeitspsychologischer, arbeitsphysiologi-
scher, arbeitsmedizinischer und ergonomischer Er-
kenntnisse entsprechen. Auf die Belange schwerbe-
hinderter Beschäftigter wird insbesondere Rücksicht 
genommen. Der GPR sowie die Schwerbehinderten-
vertretung werden bezüglich der Umsetzung dieser 
Grundsätze frühzeitig einbezogen. Die Einhaltung 
dieser Grundsätze ist auf ihr Verlangen jederzeit zu 
überprüfen und entsprechend der Ergebnisse der 
Prüfung ggf. zu verbessern. Arbeitsplätze werden, 
soweit erforderlich, barrierefrei ausgestaltet. 
 
(2) Werden Verbesserungen an der Benutzerober-
fläche der SAP-Systeme durch den Herstellers SAP 
erarbeitet, wird die Dienststelle besonders berück-
sichtigen, ob diese Verbesserungen laufend einflie-
ßen können. 
 
(3) Bei Veränderungen, die sich in der Arbeitsgestal-
tung und –organisation ergeben, werden die zustän-
digen Interessensvertretungen rechtzeitig infor-
miert. Die gesetzlichen Bestimmungen bleiben un-
berührt. Darüber hinaus gelten die Regelungen der 
IT-Rahmendienstvereinbarung für wesentliche Än-
derungen von IT-Verfahren entsprechend § 5  
Abs. 1. 
 

§ 8 Beschäftigungssicherung  

Für diejenigen Beschäftigten, deren Arbeitsabläufe 
sich in Folge der Anwendung der SAP-Systeme we-
sentlich verändern, bleibt die Wertigkeit der Aufga-
ben des Arbeitsplatzes grundsätzlich erhalten. Die-
ses gilt auch, soweit durch die Umstrukturierung bis-
heriger Arbeitsabläufe eine Neuformierung des Auf-
gabenkreises bedingt ist. Die Dienststelle wird, so-
weit erforderlich, die entsprechenden individuellen 
Qualifizierungsmaßnahmen sicherstellen. Im Zu-
sammenhang mit der Einführung, Anwendung und 
Änderung der SAP-Systeme gelten darüber hinaus 
die Regelungen gemäß § 2 der IT-Rahmendienstver-
einbarung zu Beschäftigungssicherung und Qualifi-
zierung. 
 

§ 9  Unterstützung/Key User und Qualifi-
zierung 

(1) Es wird sichergestellt, dass den Beschäftigten 
Ansprechpartner*innen benannt werden, an die sie 
sich bei einfachen Fragen zur Bedienung und An-
wendung des jeweiligen SAP-Systems wenden kön-
nen. 
 
(2) Vor der Aufnahme der Tätigkeiten an dem jewei-
ligen SAP-System müssen die Beschäftigten die für 
sie relevanten SAP-Qualifizierungen absolviert ha-
ben. Die Humboldt-Universität zu Berlin stellt sicher, 
dass hierfür die notwendigen SAP-Qualifizierungen 
in ausreichendem Maße vorgehalten werden. 
 
(3) Vor der Einführung neuer Funktionen und vor 
wesentlichen Veränderungen werden die Beschäftig-
ten des entsprechenden Einsatzgebietes informiert 
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und gegebenenfalls qualifiziert. Die betroffenen Be-
schäftigten haben das Recht eigene Vorstellungen 
bezüglich der Qualifizierungen vorzubringen. 
 
(4) Die Teilnahme an den SAP-Qualifizierungen liegt 
für alle Beschäftigten gemäß § 1 dieser Dienstver-
einbarung grundsätzlich im dienstlichen Interesse. 
Dementsprechend werden dafür notwendige Dienst-
befreiungen gewährt und sind von den Vorgesetzten 
oder Projektverantwortlichen demgemäß ausdrück-
lich zu genehmigen. Abweichungen hiervon sind im 
Einzelfall zu begründen. Die Vorgesetzten wirken 
aktiv darauf hin, dass die Beschäftigten an den SAP-
Qualifizierungen teilnehmen.  
 
(5) Den Mitgliedern der Personalräte wird es zur 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben aus dieser Dienstver-
einbarung ermöglicht, an den Veranstaltungen teil-
zunehmen. 
 
(6) Auf das in der Anlage 11 dargelegte Rahmen-
konzept Qualifizierung wird Bezug genommen. 
 
(7) Die neuen Aufgaben der Beschäftigten mit be-
sonderen Rollen werden im Qualifizierungskonzept 
vereinbart. Alle Beschäftigte mit besonderen Rollen 
werden für die Übernahme dieser Aufgaben ge-
schult.  
 
(8) In den Abteilungen der zentralen Verwaltung, 
Zentraleinrichtungen und in den Fachgebieten/Fa-
kultäten, in denen ein oder mehrere der SAP-Sys-
teme angewandt werden, werden Key User be-
stimmt. Die Key User kommunizieren zu klärende 
Fragen der Beschäftigten zur Anwendung der einge-
setzten SAP-Systeme an die verantwortlichen Per-
sonen, die die Prozesse in dem jeweiligen SAP-Sys-
tem umsetzen, und umgekehrt. Die Vorgaben zu 
den Rechten und Aufgaben der Key User sind in An-
lage 11 Rahmenkonzept Qualifizierung vereinbart. 
Die Key User werden für ihre Funktion im Rahmen 
der Qualifikationsmaßnahmen befähigt. 
 
(9) In allen Qualifizierungen aber insbesondere in 
denen für Key User, Berechtigungsdatenverwal-
ter*innen sowie für Fach- und System-administra-
tor*innen wird der Datenschutz in der Anwendung 
der SAP-Systeme thematisiert. Die Funktionalen 
Qualifikationen und das individuelle Lernen werden 
aufgabenorientiert durchgeführt. 
 

§ 10 Rechte der Personalvertretungen 

(1) Die Personalvertretungen sind berechtigt, die 
Einhaltung der Regelungen dieser Dienstvereinba-
rung inklusiv der Festlegungen in den Anlagen je-
derzeit nach vorheriger Ankündigung, an jedem 
System, das einen Zugang zu dem SAP-System er-
möglicht, unter Beachtung der gesetzlichen Bestim-
mungen und des Gebots der Verhältnismäßigkeit zu 
überprüfen. Dies betrifft insbesondere Anwendun-
gen, Dateien und Vorgänge, in denen Beschäftigten-
daten erhoben und/oder verarbeitet werden. Hierfür 
haben die Personalvertretungen das Recht, im Rah-
men ihrer jeweiligen Zuständigkeit Einsicht in alle 
erforderlichen Auswertungen, Berichte und Doku-
mentationen des SAP-Systems zu nehmen. 
 

(2) Sollten für die Realisierung des Kontrollrechtes 
der Personalvertretungen Administratorenrechte er-
forderlich sein, wird der erforderliche Zugriff auf das 
System durch von der Dienststelle benannte Perso-
nen mit Administratorenrecht im Vier-Augen-Prinzip 
zur Verfügung gestellt. Soweit die Ausübung des 
Kontrollrechtes sich auf personenbezogene Daten 
erstreckt, wird der/die behördliche Datenschutzbe-
auftragte hinzugezogen. 
 
(3) Sofern das Kontrollrecht anderweitig – ohne Zu-
griff auf personenbezogene oder sonst sensible Da-
ten – ausgeübt werden kann, ist nur dieser Weg zu-
lässig. 
 

§ 11 Updates/Release 

(1) Bei Änderungen von SAP durch Releases und En-
hance Packages sowie Veränderungen von Ge-
schäftsprozessen entsprechend der Definition von 
Anlage 1 der IT-Rahmendienstvereinbarung wird der 
GPR rechtzeitig und umfassend informiert. Ablauf 
und Umfang der Information richten sich nach § 6 
der IT-Rahmendienstvereinbarung. 
 
(2) Sind für die Änderungen von SAP-Anpassungen 
an dieser Dienstvereinbarung oder an den Einzelsys-
temvereinbarungen erforderlich, so ist die Einfüh-
rung der Änderungen erst dann zulässig, wenn die 
Zustimmung der Personalvertretungen zu den erfor-
derlichen Anpassungen erteilt worden ist. Abwei-
chende Regelungen für cloudbasierte SAP-Systeme 
sind in den jeweiligen Einzelsystemvereinbarungen 
zu treffen. 
 
(3) Dienststelle, Personalvertretungen sowie der/die 
behördliche Datenschutzbeauftragte werden min-
destens einmal jährlich zusammentreffen, um für je-
des SAP-System und diese Dienstvereinbarung ei-
nen möglicherweise erforderlichen Anpassungsbe-
darf an den Regelungen und deren Anlagen zu be-
sprechen. Bei Erforderlichkeit können von beiden 
Seiten Expert*innen hinzugezogen werden. Die 
Schwerbehindertenvertretung ist einzubeziehen. 
 
(4) Die Beteiligungsrechte der Personalvertretungen 
und das entsprechende Beteiligungsverfahren blei-
ben hiervon unberührt. 
 

§ 12 Salvatorische Klausel 

(1) Änderungen beziehungsweise Anpassungen sind 
im gegenseitigen Einvernehmen jederzeit möglich. 
 
(2) Sollte eine Bestimmung dieser Dienstvereinba-
rung für unwirksam erklärt werden, wird die Wirk-
samkeit der übrigen Bestimmung davon nicht be-
rührt. Die Humboldt-Universität zu Berlin und der 
Gesamtpersonalrat verpflichten sich, anstelle der 
unwirksamen Regelung in vertrauensvoller Zusam-
menarbeit eine dem gewollten Ziel möglichst nahe-
kommende Regelung zu treffen. 
 
(3) Sollten einzelne Punkte dieser Dienstvereinba-
rung ungültig sein oder ihre Gültigkeit aufgrund 
neuer Gesetzgebung oder Rechtsprechung verlie-
ren, so bleiben die übrigen Bestimmungen hiervon 
unberührt. 
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§ 13 Schlussbestimmungen 

(1) Diese Dienstvereinbarung tritt mit der Unter-
zeichnung durch beide Parteien in Kraft. 
 
(2) Bei unterschiedlicher Auslegung dieser Verein-
barung werden unverzüglich Gespräche mit dem 
Ziel der Einigung aufgenommen. Die gesetzlichen 
Bestimmungen bleiben unberührt. 
 
(3) Alle Anlagen sind Bestandteil der Dienstverein-
barung. Die Anlage zum Sicherheitskonzept ist nicht 
Bestandteil der öffentlichen Version der Vereinba-
rung und nur für dienstliche Zwecke für die Ver-
tragsparteien zugänglich. Auf die Schutzwirkung des 
§ 3 Abs. 3 bis 5 können sich auch Dienstkräfte be-
rufen, die nach Inkrafttreten dieser Dienstvereinba-
rung aus den Diensten der HU ausscheiden. 
 
(4) Die Dienstvereinbarung wird auf unbestimmte 
Zeit geschlossen. Sie kann unter Einhaltung einer 
Frist von zwölf Monaten zum Monatsende gekündigt 
werden. Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
 
(5) Vor Ausspruch einer Kündigung verpflichten sich 
beide Seiten das Verfahren nach Absatz 2 durchzu-
führen.  Kommt es zu keiner Einigung, kann die Kün-
digung ausgesprochen werden. 
 
(6) Eine Kündigung dieser Dienstvereinbarung gilt 
gleichzeitig als Kündigung der Einzelsystemverein-
barungen zu dieser Dienstvereinbarung. 
Dienststelle und Gesamtpersonalrat verpflichten 
sich, spätestens im auf die Kündigung folgenden Mo-
nat Verhandlungen zum Abschluss einer neuen 
Dienstvereinbarung aufzunehmen. Wird eine neue 
Dienstvereinbarung nicht spätestens drei Monate 
vor Ablauf der Kündigungsfrist abgeschlossen oder 
erklärt eine Seite die Verhandlungen für gescheitert, 
kann die Einigungsstelle für Personalvertretungssa-
chen angerufen werden. Die Dienstvereinbarung 
wirkt in diesem Fall bis zum Beschluss der Eini-
gungsstelle oder bis zum Abschluss einer neuen 
Dienstvereinbarung, längstens jedoch zwölf Monate 
nach Ablauf der Kündigungsfrist nach. Trotz des Ab-
laufs der Kündigungsfrist werden die offenen Punkte 
aus den bis dahin mitbestimmten SAP-Konzepten 
nach dieser Dienstvereinbarung innerhalb der dort 
festgelegten Fristen abgearbeitet. 

(7) Die Dienstvereinbarung über die Einführung und 
Implementierung sowie des erstmaligen Betriebs 
des ERP-Systems (Enterprise-Resource-Plan-
ning/Unternehmens-Ressourcen-Planung „SAP S/4 
HANA“) im Rahmen des Programms „humboldt ge-
meinsam“ an der Humboldt-Universität zu Berlin gilt  
abweichend von § 12 Abs. 1 der Dienstvereinbarung 
erst dann als beendet (abgelaufen), wenn das jewei-
lige SAP-System eingeführt und eine Nachlauffrist 
von drei Monaten abgelaufen ist. 
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Anlage Nr. 
 

 Versionsnummer Veröffentlichung Beschlussdatum 
Gesamtpersonalrat 

Anlage 01 Glossar    
Anlage 02  Architekturkonzept  nein  
Anlage 03  Einzelsystemvereinbarungen    
           03A Einzelsystemvereinbarung Rechnungswesen    
           03B Einzelsystemvereinbarung Beschaffung    
           03C Einzelsystemvereinbarung Personalwesen    
           03D  Einzelsystemvereinbarung Objektmanagement    
           03E Einzelsystemvereinbarung Zentraler + elektronischer Rechnungseingang    
Anlage 04 Fachkonzept Berichtswesen    
Anlage 05 Schnittstellenkonzept  nein 13.07.2020 
Anlage 06 Berechtigungskonzept  nein 24.08.2020 
Anlage 07 Datenschutzkonzept  nein  
Anlage 08 Barrierefreiheitskonzept    
Anlage 09 Betriebskonzept  nein  
Anlage 10 Sicherheitskonzept  nein  
Anlage 11 Qualifizierungskonzept   08.06.2020 
Anlage 12 Migrationskonzept    
Anlage 13 Testkonzept   08.06.2020 
Anlage 17 Richtlinien der Protokollierung    

 

 


